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293. Welturheberrechtsabkommen revidiert in Paris samt Zusatzerklärung, Entschließung und Zusatzpro-
tokollen
(NR: GP XV RV 387 AB 975 S. 106. BR: AB 2461 S. 419.)

294. Übereinkommen zum Schutz der Hersteller von Tonträgern gegen die unerlaubte Vervielfältigung
ihrer Tonträger
(NR: GP XV RV 388 und Zu 388 AB 976 S. 106. BR: AB 2462 S. 419.)

293.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Zusatzerklärung, Entschließung und Zusatz-

protokollen wird genehmigt. (Übersetzung)

WELTURHEBERRECHTS-
ABKOMMEN REVIDIERT
AM 24. JULI 1971 IN PARIS

Die Vertragsstaaten
von dem Wunsch geleitet, den

Schutz des Urheberrechts an
Werken der Literatur, Wissen-
schaft und Kunst in allen Län-
dern zu gewährleisten,

in der Überzeugung, daß eine
allen Nationen angemessene, in
einem Weltabkommen nieder-
gelegte Regelung des Schutzes
des Urheberrechts, die die be-
reits in Kraft befindlichen zwi-
schenstaatlichen Ordnungen,
ohne sie zu beeinträchtigen, er-
gänzt, die Achtung der Men-
schenrechte sichern und die Ent-
wicklung der Literatur, Wissen-
schaft und Kunst fördern wird,

und in der Gewißheit, daß
eine solche weltweite Regelung
des Schutzes des Urheberrechts
die Verbreitung der Geistes-
werke erleichtern und zu einer
besseren Verständigung unter
den Nationen beitragen wird,

haben beschlossen, das am
6. September 1952 in Genf
unterzeichnete Welturheber-
rechtsabkommen *) (im folgen-
den als „Abkommen von 1952"
bezeichnet) zu revidieren, und

haben daher folgendes verein-
bart:

Artikel I
Jeder Vertragsstaat verpflich-

tet sich, alle notwendigen Be-

*)Kundgemacht in BGBl.Nr. 108/1957

42 178



1556 123. Stück — Ausgegeben am 30. Juni 1982 — Nr. 293

Stimmungen zu treffen, um
einen ausreichenden und wirk-
samen Schutz der Rechte der
Urheber Und anderer Inhaber
von Urheberrechten an den
Werken der Literatur, Wissen-
schaft und Kunst, wie Schrift-
werken, musikalischen und dra-
matischen Werken, Filmwerken
sowie Werken der Malerei, Sti-
chen und Werken der Bild-
hauerei, zu gewähren.

Artikel II

1. Veröffentlichte Werke der
Angehörigen eines Vertrags-
staats und die zum ersten Mal
im Hoheitsgebiet eines Vertrags-
staats veröffentlichten Werke
genießen in jedem anderen Ver-
tragsstaat den gleichen Schutz,
den dieser andere Staat den zum
ersten Mal in seinem eigenen
Hoheitsgebiet veröffentlichten
Werken seiner Staatsangehöri-
gen gewährt, sowie den durch
dieses Abkommen besonders ge-
währten Schutz.

2. Unveröffentlichte Werke
der Angehörigen eines Vertrags-
staats genießen in jedem ande-
ren Vertragsstaat den gleichen
Schutz, den dieser andere Staat
den unveröffentlichten Werken
seiner Staatsangehörigen ge-
währt, sowie den durch dieses
Abkommen besonders gewähr-
ten Schutz.

3. Für die Anwendung dieses
Abkommens kann jeder Ver-
tragsstaat durch seine inner-
staatliche Gesetzgebung seinen
Staatsangehörigen die Personen
gleichstellen, die ihren Wohn-
sitz in seinem Hoheitsgebiet
haben.

Artikel III

1. Ein Vertragsstaat, dessen
innerstaatliche Rechtsvorschrif-
ten als Voraussetzung für den
Urheberrechtsschutz die Erfül-
lung von Förmlichkeiten, wie
Hinterlegung, Registrierung,
Vermerk, notarielle Beglaubi-
gungen, Gebührenzahlung, Her-
stellung oder Veröffentlichung
in seinem eigenen Hoheitsge-
biet, fordern, hat diese Erfor-
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dernisse für jedes durch dieses
Abkommen geschützte und zum
ersten Mal außerhalb seines
Hoheitsgebiets veröffentlichte
Werk, dessen Urheber nicht An-
gehöriger dieses Staates ist, als
erfüllt anzusehen, wenn alle
Werkstücke, die mit Erlaubnis
des Urhebers oder eines ande-
ren Inhabers des Urheberrechts
veröffentlicht worden sind, von
der ersten Veröffentlichung des
Werkes an das Kennzeichen ©
in Verbindung mit dem Namen
des Inhabers des Urheberrechts
und der Jahreszahl der ersten
Veröffentlichung tragen; Kenn-
zeichen, Name und Jahreszahl
sind in einer Weise und an
einer Stelle anzubringen, daß
sie den Vorbehalt des Urheber-
rechts genügend zum Ausdruck
bringen.

2. Absatz 1 hindert keinen
Vertragsstaat, die Erfüllung von
Förmlichkeiten oder anderen
Voraussetzungen für den Er-
werb und die Ausübung des
Urheberrechts bei Werken, die
zum ersten Mal in seinem Ho-
heitsgebiet veröffentlicht wor-
den sind, sowie, ohne Rücksicht
auf den Ort der Veröffent-
lichung, bei Werken seiner
Staatsangehörigen zu fordern.

3. Absatz 1 hindert keinen
Vertragsstaat, von Personen, die
ihre Rechte gerichtlich geltend
machen, zu verlangen, daß sie
in einem Rechtsstreit bestimmte
Verfahrenserfordernisse, wie
die Vertretung des Klägers
durch einen inländischen Rechts-
beistand oder die Hinterlegung
eines Werkstücks durch den
Kläger bei dem Gericht oder
einer Verwaltungsbehörde oder
bei beiden, erfüllen. Jedoch wird
der Bestand des Urheberrechts
durch die Nichterfüllung dieser
Erfordernisse nicht berührt. Die
Erfüllung eines Erfordernisses,
das der Staat, in dem der Schutz
beansprucht wird, seinen Staats-
angehörigen nicht auferlegt, darf
von den Angehörigen eines
anderen Vertragsstaats nicht
verlangt werden.

4. Jeder Vertragsstaat ist ver-
pflichtet, den unveröffentlichten
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Werken der Angehörigen ande-
rer Vertragsstaaten Rechtsschutz
zu gewähren, ohne die Erfül-
lung von Förmlichkeiten zu ver-
langen.

5. Sieht ein Vertragsstaat für
die Schutzdauer mehr als eine
Frist vor und überschreitet die
erste Frist eine der in Arti-
kel IV vorgeschriebenen Min-
destzeiten, so ist dieser Staat
nicht verpflichtet, Absatz 1 auf
die zweite und jede weitere Frist
anzuwenden.

Artikel IV

1. Die Schutzdauer des Wer-
kes wird durch das Recht des
Vertragsstaats, in dem der
Schutz beansprucht wird, gemäß
diesem Artikel und Artikel II
geregelt.

2. a) Bei den durch dieses Ab-
kommen geschützten Werken
umfaßt die Schutzdauer minde-
stens die Lebenszeit des Ur-
hebers und fünfundzwanzig
Jahre nach seinem Tod. Jedoch
kann ein Vertragsstaat, der in
dem Zeitpunkt, in dem dieses
Abkommen für ihn in Kraft
tritt, für bestimmte Arten von
Werken die Schutzdauer auf
eine von der ersten Veröffent-
lichung an berechnete Frist be-
schränken, diese Ausnahmen
aufrechterhalten und sie auf
andere Arten von Werken er-
strecken. Für alle diese Arten
von Werken darf die Schutz-
dauer nicht weniger als fünf-
undzwanzig Jahre seit der ersten
Veröffentlichung betragen.

b) Ein Vertragsstaat, der in
dem Zeitpunkt, in dem dieses
Abkommen für ihn in Kraft
tritt, die Schutzdauer nicht auf
der Grundlage der Lebenszeit
des Urhebers berechnet, ist be-
fugt, sie von der ersten Ver-
öffentlichung des Werkes oder
gegebenenfalls von der der Ver-
öffentlichung vorausgegangenen
Registrierung an zu berechnen;
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die Schutzdauer darf nicht
weniger als fünfundzwanzig
Jahre seit der ersten Veröffent-
lichung oder gegebenenfalls seit
der ihr vorausgegangenen Re-
gistrierung betragen.

c) Sehen die innerstaatlichen
Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaats zwei oder mehr auf-
einanderfolgende Schutzfristen
vor, so darf die Dauer der
ersten Frist nicht weniger als
eine der in Buchstaben a und
b bezeichneten Mindestzeiten
betragen.

3. Absatz 2 ist auf Werke der
Fotografie und der angewandten
Kunst nicht anzuwenden. Je-
doch darf in den Vertragsstaa-
ten, die Werke der Fotografie
schützen oder Werken der an-
gewandten Kunst als Kunstwer-
ken Schutz gewähren, die
Schutzdauer für diese Werke
nicht weniger als zehn Jahre
betragen.

4. a) Kein Vertragsstaat ist
verpflichtet, einem Werk einen
längeren Schutz als den zu ge-
währen, der für Werke dieser
Art in dem Vertragsstaat, in
dem das Werk zum ersten Mal
veröffentlicht worden ist, oder,
sofern es sich um ein unver-
öffentlichtes Werk handelt, in
dem Vertragsstaat, dem der Ur-
heber angehört, festgelegt ist.

b) Sehen die Rechtsvorschrif-
ten eines Vertragsstaats zwei
oder mehr aufeinanderfolgende
Schutzfristen vor, so wird für
die Anwendung des Buchsta-
bens a die Summe dieser Schutz-
fristen als die von diesem Staat
gewährte Schutzdauer ange-
sehen. Wird jedoch in diesem
Staat ein bestimmtes Werk,
gleichviel aus welchem Grund,
während der zweiten oder einer
der folgenden Fristen nicht ge-
schützt, so sind die anderen
Vertragsstaaten nicht verpflich-
tet, dieses Werk während der
zweiten Frist oder der folgen-
den Fristen zu schützen.
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5. Für die Anwendung des Ab-
satzes 4 wird das Werk des
Angehörigen eines Vertrags-
staats, das zum ersten Mal in
einem vertragsfremden Staat
veröffentlicht worden ist, so an-
gesehen, als sei es zum ersten
Mal in dem Vertragsstaat ver-
öffentlicht worden, dem der Ur-
heber angehört.

6. Bei gleichzeitiger Veröffent-
lichung in zwei oder mehr Ver-
tragsstaaten gilt das Werk für
die Anwendung des Absatzes 4
als zum ersten Mal in dem
Staat veröffentlicht, der die kür-
zeste Schutzdauer gewährt.
Jedes Werk, das innerhalb von
dreißig Tagen seit seiner ersten
Veröffentlichung in zwei oder
mehr Vertragsstaaten erschienen
ist, gilt als in diesen Staaten
gleichzeitig veröffentlicht.

Artikel IVbis

1. Die in Artikel I bezeichne-
ten Rechte umfassen die grund-
legenden Rechte, die die wirt-
schaftlichen Interessen des Ur-
hebers schützen, insbesondere
das ausschließliche Recht, die
Vervielfältigung, gleichviel in
welchem Verfahren, die öffent-
liche Aufführung und die Rund-
funksendung zu erlauben. Die-
ser Artikel ist auf die durch
dieses Abkommen geschützten
Werke sowohl in ihrer ur-
sprünglichen Form als auch in
einer erkennbar von dem ur-
sprünglichen Werk abgeleiteten
Form anzuwenden.

2. Jeder Vertragsstaat kann in
seiner innerstaatlichen Gesetz-
gebung für die in Absatz 1 be-
zeichneten Rechte Ausnahmen
vorsehen, die dem Geist und
den Bestimmungen dieses Ab-
kommens nicht widersprechen.
Jedoch muß ein Staat, der von
dieser Befugnis Gebrauch macht,
jedem der Rechte, für die er
Ausnahmen vorsieht, ein ange-
messenes Maß an wirksamen
Schutz gewähren.
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Artikel V

1. Die in Artikel I bezeichne-
ten Rechte umfassen das aus-
schließliche Recht, die durch
dieses Abkommen geschützten
Werke zu übersetzen und die
Übersetzung zu veröffentlichen,
sowie das Recht, anderen die
Übersetzung und die Veröffent-
lichung der Übersetzung zu er-
lauben.

2. Den Vertragsstaaten bleibt
es jedoch vorbehalten, durch
ihre (innerstaatliche Gesetzge-
bung das Übersetzungsrecht an
Schriftwerken einzuschränken,
aber nur nach Maßgabe der fol-
genden Bestimmungen:

a) Ist vom Inhaber des Über-
setzungsrechts oder mit seiner
Erlaubnis innerhalb von sieben
Jahren seit der ersten Ver-
öffentlichung eines Schriftwerks
eine Übersetzung dieses Werkes
in eine in einem Vertragsstaat
allgemein gebräuchliche Sprache
nicht veröffentlicht worden, so
kann jeder Angehörige dieses
Vertragsstaats von der zuständi-
gen Behörde des Staates eine
nicht ausschließliche Lizenz zur
Übersetzung des Werkes in diese
Sprache und zur Veröffent-
lichung der Übersetzung erhal-
ten.

b) Die Lizenz darf nur erteilt
werden, wenn der Antragsteller
gemäß den Rechtsvorschriften
des Staates, in dem die Lizenz
beantragt worden ist, nachweist,
daß er um die Erlaubnis des
Inhabers des Übersetzungsrechts
zur Übersetzung des Werkes
und zur Veröffentlichung der
Übersetzung ersucht und diese
nicht erhalten hat oder daß er
den Rechtsinhaber trotz gehöri-
ger Bemühungen nicht ausfindig
machen konnte. Eine Lizenz
kann unter denselben Bedin-
gungen auch erteilt werden,
wenn alle bisherigen Ausgaben
einer Übersetzung in eine in
einem Vertragsstaat allgemein
gebräuchliche Sprache vergriffen
sind.

c) Vermag der Antragsteller
den Inhaber des Übersetzungs-
rechts nicht ausfindig zu machen,
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so hat er eine Abschrift seines
Antrags dem Verleger zu sen-
den, dessen Name auf dem
Werk angegeben ist; eine weitere
Abschrift hat er dem diploma-
tischen oder konsularischen Ver-
treter des Staates, dessen Ange-
höriger der Inhaber des Über-
setzungsrechts ist, oder einer
gegebenenfalls von der Regie-
rung dieses Staates bezeichneten
Stelle zuzuleiten, sofern die
Staatsangehörigkeit des Inhabers
des Übersetzungsrechts bekannt
ist. Die Lizenz darf nicht vor
Ablauf von zwei Monaten nach
Absendung der Abschriften des
Antrags erteilt werden.

d) Durch die innerstaatliche
Gesetzgebung sind geeignete
Vorschriften zu erlassen, die für
den Inhaber des Obersetzungs-
rechts eine angemessene, inter-
nationalen Maßstäben entspre-
chende Vergütung vorsehen und
die Zahlung und den Transfer
der Vergütung sowie eine ge-
treue Übersetzung des Werkes
gewährleisten.

e) Der Originaltitel des Wer-
kes und der Name seines Ur-
hebers sind auf allen Werk-
stücken der veröffentlichten
Übersetzung im Druck anzuge-
ben. Die Lizenz berechtigt nur
zur Veröffentlichung der Über-
setzung im Hoheitsgebiet des
Vertragsstaats, in dem sie be-
antragt worden ist. Werkstücke
der Übersetzung dürfen in
einen anderen Vertragsstaat
eingeführt und dort verkauft
werden, wenn die Sprache, in
die das Werk übersetzt wurde,
in diesem Staat allgemein ge-
bräuchlich ist und wenn dessen
innerstaatliche Rechtsvorschrif-
ten entsprechende Lizenzen zu-
lassen und die Einfuhr und den
Verkauf der Werkstücke nicht
untersagen. In einem Vertrags-
staat, für den diese Voraus-
setzungen nicht zutreffen, sind
für die Einfuhr und den Ver-
kauf der Werkstücke die inner-
staatlichen Rechtsvorschriften
dieses Staates und die von ihm
geschlossenen Verträge maß-
gebend. Die Lizenz kann von
dem Lizenznehmer nicht über-
tragen werden.
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f) Eine Lizenz wird nicht er-
teilt, wenn der Urheber alle
Werkstücke aus dem Verkehr
gezogen hat.

Artikel Vbis

1. Jeder Vertragsstaat, der
nach der bestehenden Übung
der Generalversammlung der
Vereinten Nationen als Ent-
wicklungsland angesehen wird,
kann durch eine bei der Rati-
fikation, der Annahme, dem
Beitritt oder später beim Ge-
neraldirektor der Organisation
der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und
Kultur (im folgenden als „der
Generaldirektor" bezeichnet)
hinterlegte Notifikation ein-
zelne oder alle der in den Ar-
tikeln Vter und Vquater vorge-
sehenen Ausnahmen in An-
spruch nehmen.

2. Jede Notifikation nach Ab-
satz 1 ist während einer Frist
von zehn Jahren seit Inkraft-
treten dieses Abkommens oder
während des nach der Hinter-
legung der Notifikation noch
verbleibenden Teiles dieser
Zehnjahresfrist wirksam; sie
kann ganz oder teilweise für
jeweils weitere zehn Jahre er-
neuert werden, wenn der Ver-
tragsstaat frühestens fünfzehn
und spätestens drei Monate vor
Ende der laufenden Zehnjahres-
frist beim Generaldirektor eine
neue Notifikation hinterlegt.
Während der weiteren Zehn-
jahresfristen können auch erst-
malige Notifikationen gemäß
diesem Artikel hinterlegt wer-
den.

3. Ungeachtet des Absatzes 2
ist ein Vertragsstaat, der nicht
länger als Entwicklungsland im
Sinn von Absatz 1 angesehen
wird, nicht mehr berechtigt,
seine nach Absatz 1 oder 2 hin-
terlegte Notifikation zu er-
neuern; gleichviel ob dieser
Staat seine Notifikation förm-
lich zurückzieht oder nicht, ver-
liert er die Möglichkeit, die in
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den Artikeln Vter und Vquater

vorgesehenen Ausnahmen in
Anspruch zu nehmen, entweder
nach Ablauf der laufenden
Zehnjahresfrist oder drei Jahre
nach dem Zeitpunkt, in dem der
Staat nicht mehr als Entwick-
lungsland angesehen wird, wo-
bei die später endende Frist
maßgebend ist.

4. Nach Ablauf der Frist, für
die Notifikationen nach diesem
Artikel wirksam waren, dürfen
Werkstücke, die auf Grund der
Ausnahmen in den Arti-
keln Vter und Vquater bereits
hergestellt worden sind, weiter-
hin in Verkehr gebracht wer-
den, bis der Vorrat erschöpft
ist.

5. Ein Vertragsstaat, der eine
Notifikation gemäß Arti-
kel XIII über die Anwendung
dieses Abkommens auf ein be-
stimmtes Land oder Gebiet hin-
terlegt hat, dessen Lage als der
Lage der in Absatz 1 bezeich-
neten Staaten analog erachtet
werden kann, kann für dieses
Land oder Gebiet auch Noti-
fikationen gemäß diesem Arti-
kel hinterlegen und erneuern.
Solange eine solche Notifikation
wirksam ist, dürfen die Arti-
kel Vter und Vquater auf dieses
Land oder Gebiet angewandt
werden. Der Versand von
Werkstücken aus diesem Land
oder Gebiet in den Vertrags-
staat wird als Ausfuhr im Sinn
der Artikel Vter und Vquater an-
gesehen.

Artikel Vter

1. a) Ein Vertragsstaat, auf
den Artikel Vbis Absatz 1 an-
wendbar ist, kann die in Arti-
kel V Absatz 2 vorgesehene
Frist von sieben Jahren durch
eine Frist von drei Jahren oder
durch eine längere, in seinen
innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten festgelegte Frist ersetzen.
Für eine Übersetzung in eine
Sprache, die nicht in einem
oder mehreren der entwickelten
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Länder, die diesem Abkommen
oder nur dem Abkommen von
1952 angehören, allgemein ge-
bräuchlich ist, beträgt die Frist
ein Jahr statt drei Jahre.

b) Ein Vertragsstaat, auf den.
Artikel Vbis Absatz 1 anwendbar
ist, kann auf Grund einer ein-
stimmigen Vereinbarung mit
den entwickelten Ländern, die
diesem Abkommen oder nur
dem Abkommen von 1952 an-
gehören und in denen dieselbe
Sprache allgemein gebräuchlich
ist, für Übersetzungen in diese
Sprache die in Buchstabe a vor-
gesehene Frist von drei Jahre-
durch eine andere, in der Ver-
einbarung festgelegte Frist er-
setzen, die aber nicht kürzer
als ein Jahr sein darf. Satz 1
ist jedoch auf Übersetzungen in
die englische, französische oder
spanische Sprache nicht anwend-
bar. Jede derartige Vereinba-
rung wird dem Generaldirektor
notifiziert.

c) Die Lizenz darf nur er-
teilt werden, wenn der Antrag-
steller gemäß den Rechtsvor-
schriften des Staates, in dem die
Lizenz beantragt worden ist,
nachweist, daß er um die Er-
laubnis des Inhabers des Über-
setzungsrechts ersucht und diese
nicht erhalten hat oder daß er
den Rechtsinhaber trotz gehöri-
ger Bemühungen nicht ausfindig
machen konnte. Gleichzeitig
mit dem Gesuch an den Rechts-
inhaber hat der Antragsteller
entweder das von der Organi-
sation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft und
Kultur errichtete Internationale
Informationszentrum für Urhe-
berrecht oder jedes nationale
oder regionale Informations-
zentrum zu unterrichten, das
von der Regierung des Staates,
in dem der Verleger vermutlich
den Mittelpunkt seiner Ge-
schäftstätigkeit hat, in einer
beim Generaldirektor hinter-
legten Notifikation bezeichnet
worden ist.

d) Vermag der Antragsteller
den Inhaber des Übersetzungs-
rechts nicht ausfindig zu ma-
chen, so hat er eine Abschrift
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seines Antrags mit eingeschrie-
bener Luftpost dem Verleger,
dessen Name auf dem Werk
angegeben ist, und jedem in
Buchstabe c bezeichneten natio-
nalen oder regionalen Informa-
tionszentrum zu senden. Ist
kein solches Zentrum notifiziert
worden, so hat der Antragstel-
ler auch dem von der Organi-
sation der Vereinten Nationen
für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur errichteten Inter-
nationalen Informationszen-
trum für Urheberrecht eine
Abschrift zu senden.

2. a) Nach diesem Artikel darf
eine nach drei Jahren erwirk-
bare Lizenz erst nach Ablauf
einer weiteren Frist von sechs
Monaten und eine nach einem
Jahr erwirkbare Lizenz erst
nach Ablauf einer weiteren Frist
von neun Monaten erteilt wer-
den. Die weitere Frist beginnt
entweder in dem Zeitpunkt des
in Absatz 1 Buchstabe c be-
zeichneten Gesuchs um Erlaub-
nis zur Übersetzung oder, so-
fern der Inhaber des Über-
setzungsrechts oder seine An-
schrift unbekannt ist, im Zeit-
punkt der Absendung der in
Absatz 1 Buchstabe d bezeich-
neten Abschriften des Lizenz-
antrags.

b) Eine Lizenz darf nicht er-
teilt werden, wenn eine Über-
setzung innerhalb der genann-
ten Frist von sechs oder neun
Monaten vom Inhaber des
Übersetzungsrechts oder mit
seiner Erlaubnis veröffentlicht
worden ist.

3. Eine Lizenz nach diesem
Artikel darf nur für Unter-
richts-, Studien- oder For-
schungszwecke erteilt werden.

4. a) Eine nach diesem Artikel
erteilte Lizenz erstreckt sich
nicht auf die Ausfuhr von
Werkstücken und berechtigt nur
zur Veröffentlichung der Über-
setzung im Hoheitsgebiet des
Staates, in dem die Lizenz be-
antragt worden ist.
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b) Alle Werkstücke, die ge-
mäß einer nach diesem Artikel
erteilten Lizenz veröffentlicht
werden, haben in der betreffen-
den Sprache einen Vermerk zu
tragen, daß sie nur in dem Ver-
tragsstaat, der die Lizenz er-
teilt hat, in Verkehr gebracht
werden dürfen. Trägt das Werk
den in Artikel III Absatz 1 be-
zeichneten Vermerk, so haben
die Werkstücke denselben Ver-
merk zu tragen.

c) Das in Buchstabe a vorge-
sehene Ausfuhrverbot gilt nicht,
wenn eine staatliche oder an-
dere öffentliche Stelle eines
Staates, der nach diesem Arti-
kel eine Lizenz zur Übersetzung
eines Werkes in eine andere als
die englische, französische oder
spanische Sprache erteilt hat,
Werkstücke der unter dieser Li-
zenz hergestellten Übersetzung
in ein anderes Land versendet,
sofern

i) die Empfänger entweder
Einzelpersonen, die dem
Vertragsstaat, der die Li-
zenz erteilt hat, angehö-
ren, oder Zusammen-
schlüsse solcher Einzelper-
sonen sind;

ii) die Werkstücke nur für
Unterrichts-, Studien-
oder Forschungszwecke
bestimmt sind;

in) der Versand der Werk-
stücke und ihre spätere
Verteilung an die Emp-
fänger keinen Erwerbs-
zwecken dienen und

iv) das Land, in das die
Werkstücke gesandt wer-
den, mit dem Vertrags-
staat eine Vereinbarung
getroffen hat, die den
Empfang, die Verteilung
oder beides gestattet, und
eine der beteiligten Regie-
rungen die Vereinbarung
dem Generaldirektor no-
tifiziert hat.

5. Auf nationaler Ebene ist
dafür zu sorgen, daß

a) die Lizenz eine angemes-
sene Vergütung vorsieht,



1568 123. Stück — Ausgegeben am 30. Juni 1982 — Nr. 293

die der bei frei vereinbar-
ten Lizenzen zwischen Per-
sonen in den beiden betref-
fenden Ländern üblichen
Vergütung entspricht, und

b) Zahlung und Transfer der
Vergütung bewirkt wer-
den; bestehen nationale
Devisenbeschränkungen, so
hat die zuständige Behör-
de unter Zuhilfenahme
internationaler Einrichtun-
gen alles ihr Mögliche zu
tun, um den Transfer der
Vergütung in international
konvertierbarer Währung
oder gleichgestellten Zah-
lungsmitteln sicherzustel-
len.

6. Jede von einem Vertrags-
staat nach diesem Artikel er-
teilte Lizenz erlischt, wenn vom
Inhaber des Obersetzungsrechts
oder mit seiner Erlaubnis eine
Übersetzung des Werkes in die
selbe Sprache und mit im we-
sentlichen gleichem Inhalt wie
die auf Grund der Lizenz
herausgegebene Übersetzung in
diesem Staat zu einem Preis
veröffentlicht wird, der dem
für vergleichbare Werke in dem
Staat üblichen Preis entspricht.
Werkstücke, die bereits vor Er-
löschen der Lizenz hergestellt
worden sind, dürfen weiterhin
in Verkehr gebracht werden, bis
der Vorrat erschöpft ist.

7. Für Werke, die vorwiegend
aus Abbildungen bestehen, dar'
eine Lizenz zur Übersetzung
des Textes und zur Vervielfälti-
gung der Abbildungen nur er-
teilt werden, wenn auch die
Voraussetzungen des Arti-
kels Vquater erfüllt sind.

8. a) Eine Lizenz zur Über-
setzung eines nach diesem Ab-
kommen geschützten Werkes,
das im Druck oder in einer
entsprechenden Vervielfälti-
gungsform veröffentlicht wor-
den ist, kann auch einem Sen-
deunternehmen, das seinen Sitz
in einem Vertragsstaat hat, auf
den Artikel Vbis Absatz 1 zu-
trifft, auf seinen in diesem Staat
gestellten Antrag unter folgen-
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den Bedingungen gewährt wer-
den:

i) die Übersetzung wird an
Hand eines Werkstücks
angefertigt, das in Über-
einstimmung mit den
Rechtsvorschriften des
Vertragsstaats hergestellt
und erworben wurde;

ii) die Übersetzung ist nur
für den Gebrauch in
Rundfunksendungen be-
stimmt, die ausschließlich
dem Unterricht oder der
Verbreitung wissenschaft-
licher oder technischer
Forschungsergebnisse an
Sachverständige eines be-
stimmten Berufs dienen;

iii) die Übersetzung wird aus-
schließlich zu den unter
Ziffer ii bezeichneten
Zwecken in rechtmäßig
ausgestrahlten Rundfunk-
sendungen benutzt, die
für Empfänger im Hoc-
heitsgebiet des Vertrags-
staats bestimmt sind, ein-
schließlich der Rund-
funksendungen, die mir
Hilfe von rechtmäßig und
ausschließlich für diese
Sendungen hergestellten
Aufnahmen auf Bild-
oder Tonträger ausge-
strahlt werden;

iv) Bild- oder Tonträger der
Übersetzung dürfen nur
zwischen Sendeunterneh-
men ausgetauscht wer-
den, die ihren Sitz in dem
Vertragsstaat haben, der
die Lizenz erteilt hat, und

v) der Gebrauch der Über-
setzung darf keinen Er-
werbszwecken dienen.

b) Sofern alle in Buchstabe a
aufgeführten Merkmale und
Bedingungen erfüllt sind, kann
einem Sendeunternehmen auch
eine Lizenz zur Übersetzung
des Textes einer audio-visuellen
Festlegung erteilt werden, die
selbst ausschließlich für den Ge-
brauch im Zusammenhang mit
systematischem Unterricht her-
gestellt und veröffentlicht wor-
den ist.
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c) Vorbehaltlich der Buchsta-
ben a und b sind die anderen
Bestimmungen dieses Artikels
auf die Erteilung und die Aus-
übung der Lizenz anzuwenden

9. Vorbehaltlich der Bestim-
mungen dieses Artikels unter-
liegt jede nach diesem Artikel
erteilte Lizenz dem Artikel V,-
sie bleibt dem Artikel V und
diesem Artikel auch nach Ab-
lauf der in Artikel V Absatz 2
vorgesehenen Frist von sieben
Jahren unterworfen. Jedoch
kann der Lizenznehmer nach
Ablauf dieser Frist verlangen,
daß diese Lizenz durch eine Li-
zenz ersetzt wird, die aus-
schließlich dem Artikel V un-
terliegt.

Artikel Vquater

1. Ein Vertragsstaat, auf den
Artikel Vbis Absatz 1 zutrifft,
kann folgende Bestimmungen
annehmen:

a) Sind innerhalb
i) der in Buchstabe c festge-

legten und vom Zeitpunkt
der ersten Veröffent-
lichung einer bestimmten
Ausgabe eines in Absatz 3
bezeichneten Werkes der
Literatur, Wissenschaft
oder Kunst an zu berech-
nenden Frist oder

ii) einer längeren, in seinen
innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften festgelegten Frist
in diesem Staat

vom Inhaber des Vervielfälti-
gungsrechts oder mit seiner Er-
laubnis Werkstücke der Ausgabe
zu einem Preis, der dem für ver-
gleichbare Werke dort üblichen
Preis entspricht, der Allgemein-
heit oder für den Gebrauch im
Zusammenhang mit systemati-
schem Unterricht nicht zum Kauf
angeboten worden, so kann jeder
Angehörige dieses Staates von der
zuständigen Behörde eine nicht
ausschließliche Lizenz erhalten,
die Ausgabe zu diesem oder einem
niedrigeren Preis für den Ge-
brauch im Zusammenhang mit
systematischem Unterricht zu
veröffentlichen. Die Lizenz darf
nur erteilt werden, wenn der An-
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tragsteller gemäß den Rechtsvor-
schriften dieses Staates nachweist,
daß er um die Erlaubnis des
Rechtsinhabers zur Veröffentli-
chung des Werkes ersucht und
diese nicht erhalten hat oder daß
er den Rechtsinhaber trotz gehö-
riger Bemühungen nicht ausfindig
machen konnte. Gleichzeitig mit
dem Gesuch an den Rechts-
inhaber hat der Antragsteller
entweder das von der Organisa-
tion der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und
Kultur errichtete Internationale
Informationszentrum für Ur-
heberrecht oder jedes in Buch-
stabe d bezeichnete nationale
oder regionale Informations-
zentrum zu unterrichten.

b) Eine Lizenz kann unter
denselben Bedingungen auch er-
teilt werden, wenn mit Erlaub-
nis des Rechtsinhabers herge-
stellte Werkstücke der Ausgabe
zu einem Preis, der dem für
vergleichbare Werke in dem
Staat üblichen Preis entspricht,
sechs Monate lang für die Allge-
meinheit oder für den Gebrauch
im Zusammenhang mit systema-
tischem Unterricht nicht mehr
zum Verkauf standen.

c) Die in Buchstabe a be-
zeichnete Frist beträgt fünf
Jahre; dagegen beträgt sie

i) drei Jahre für Werke aus
den Bereichen der Natur-
wissenschaften, Mathe-
matik und Technik und

ii) sieben Jahre für Romane,
Gedichte und Dramen so-
wie für musikalische
Werke und Kunstbücher.

d) Vermag der Antragsteller
den Inhaber des Vervielfälti-
gungsrechts nicht ausfindig zu
machen, so hat er eine Abschrift
seines Lizenzantrags mit einge-
schriebener Luftpost dem Ver-
leger, dessen Name auf dem
Werk angegeben ist, und jedem
nationalen oder regionalen In-
formationszentrum zu senden,



1572 123. Stück — Ausgegeben am 30. Juni 1982 — Nr. 293

das von der Regierung des Staa-
tes, in dem der Verleger ver-
mutlich den Mittelpunkt seiner
Geschäftstätigkeit hat, in einer
beim Generaldirektor hinter-
legten Notifikation bezeichnet
worden ist. Mangels einer sol-
l e n Notifikation hat er eine
Abschrift auch dem von der Or -
ganisation der Vereinten Natio-
nen Tür Erziehung, Wissenschaft
und Kultur errichteten Inter-
nationalen Informationszentrum
für Urheberrecht zu senden. Die
Lizenz darf nicht vor Ablauf
von drei Monaten seit Absen-
dung der Abschriften des An-
trags erteilt werden.

e) Eine nach drei Jahren er-
wirkbare Lizenz darf nach die-
sem Artikel erst erteilt werden,

i) wenn eine Frist von sechs
Monaten seit dem Zeit-
punkt des in Buchstabe a
bezeichneten Gesuchs um
Erlaubnis oder, sofern
der Inhaber des Verviel-
fältigungsrechts oder seine
Anschrift unbekannt ist,
seit dem Zeitpunkt der in.
Buchstabe d vorgesehenen
Versendung von Abschrif-
ten des Lizenzantrags ab-
gelaufen ist, und

ii) wenn innerhalb dieser
Frist Werkstücke der Aus-
gabe nicht, wie in Buch-
stabe a erwähnt, in Ver-
kehr gebracht worden
sind.

f) Der Name des Urhebers
und der Titel der Ausgabe sind
auf allen Werkstücken der ver-
öffentlichten Vervielfältigung
im Druck anzugeben. Die Li-
zenz erstreckt sich nicht auf die
Ausfuhr von Werkstücken und
gilt nur für die Veröffent-
lichung im Hoheitsgebiet des
Vertragsstaats, in dem die Li-
zenz beantragt worden ist. Die
Lizenz kann vom Lizenznehmer
nicht übertragen werden.

g) Die innerstaatliche Gesetz-
gebung hat eine genaue Wieder-
gabe der Ausgabe zu gewähr-
leisten.
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h) Eine Lizenz zur Verviel-
fältigung und Veröffentlichung
der Übersetzung eines Werkes
wird nach diesem Artikel nicht
erteilt,

i) wenn die Übersetzung
nicht vom Inhaber des
Übersetzungsrechts oder
mit seiner Erlaubnis ver-
öffentlicht worden ist,
oder

ii) wenn die Übersetzung
nicht in einer Sprache ab-
gefaßt ist, die in dem
Staat, der zur Erteilung
der Lizenz befugt ist,
allgemein gebräuchlich ist.

2. Ferner gelten für die in Ab-
satz 1 vorgesehenen Ausnahmen
die folgenden Bestimmungen:

a) Alle Werkstücke, die ge-
mäß einer nach diesem Artikel
erteilten Lizenz veröffentlicht
werden, haben in der betreffen-
den Sprache einen Vermerk zu
tragen, daß sie nur in dem Ver-
tragsstaat, auf den sich die Li-
zenz bezieht, in Verkehr ge-
bracht werden dürfen. Trägt die
Ausgabe den in Artikel III Ab-
satz 1 bezeichneten Vermerk, so
haben die Werkstücke denselben
Vermerk zu tragen.

b) Auf nationaler Ebene ist
dafür zu sorgen, daß

i) die Lizenz eine angemes-
sene Vergütung vorsieht,
die der bei frei vereinbar-
ten Lizenzen zwischen
Personen in den beiden
betreffenden Ländern üb-
lichen Vergütung ent-
spricht, und

ii) Zahlung und Transfer der
Vergütung bewirkt wer-
den; bestehen nationale
Devisenbeschränkungen, so
hat die zuständige Be-
hörde unter Zuhilfenahme
internationaler Einrich-
tungen alles ihr Mögliche
zu tun, um den Transfer
der Vergütung in interna-
tional konvertierbarer
Währung oder gleichge-
stellten Zahlungsmitteln
sicherzustellen.
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c) Werden vom Inhaber des
Vervielfältigungsrechts oder mit
seiner Erlaubnis Werkstücke
der Ausgabe eines Werkes in-
dem Vertragsstaat dem allge-
meinen Publikum oder für den.
Gebrauch im Zusammenhang
mit systematischem Unterricht
zu einem Preis, der dem für
vergleichbare Werke dort üb-
lichen Preis entspricht, zum
Kauf angeboten, so erlischt jede
nach diesem Artikel erteilte
Lizenz, sofern diese Ausgabe in
derselben Sprache abgefaßt ist
und im wesentlichen den glei-
chen Inhalt hat wie die auf
Grund der Lizenz veröffent-
lichte Ausgabe. Werkstücke, die
bereits vor Erlöschen der Lizenz
hergestellt worden sind, dürfen
weiterhin in Verkehr gebracht
werden, bis der Vorrat er-
schöpft ist.

d) Eine Lizenz wird nicht
erteilt, wenn der Urheber alle
Werkstücke der Ausgabe aus
dem Verkehr gezogen hat.

3. a) Vorbehaltlich des Buch-
stabens b) ist dieser Artikel nur
auf Werke der Literatur, Wis-
senschaft oder Kunst anwend-
bar, die im Druck oder in einer
entsprechenden Vervielfälti-
gungsform veröffentlicht wor-
den sind.

b) Dieser Artikel ist auch auf
die audio-visuelle Vervielfälti-
gung rechtmäßig hergestellter
audio-visueller Festlegungen, so-
weit sie selbst geschützte
Werke sind oder geschützte
Werke enthalten, und auf die
Übersetzung des in ihnen ent-
haltenen Textes in eine Sprache
anwendbar, die in dem Staat,
der zur Erteilung der Lizenz
befugt ist, allgemein gebräuch-
lich ist, immer vorausgesetzt,
daß die betreffenden audio-
visuellen Festlegungen aus-
schließlich für den Gebrauch im
Zusammenhang mit systemati-
schem Unterricht hergestellt
und veröffentlicht worden
sind.

Artikel VI
Eine „Veröffentlichung" im

Sinn dieses Abkommens liegt



123. Stück — Ausgegeben am 30. Juni 1982 — Nr. 293 1575

vor, wenn das Werk in einer
körperlichen Form vervielfältigt
und der Öffentlichkeit durch
Werkstücke zugänglich gemacht
wird, die es gestatten, das Werk
zu lesen oder sonst mit dem
Auge wahrzunehmen.

Artikel VII

Dieses Abkommen findet keine
Anwendung auf Werke oder
auf Rechte an Werken, die bei
Inkrafttreten des Abkommens
in dem Vertragsstaat, in dem
der Schutz beansprucht wird,
endgültig den Schutz verloren
haben oder niemals geschützt
waren.

Artikel VIII

1. Dieses Abkommen, das das
Datum vom 24. Juli 1971 trägt,
wird beim Generaldirektor hin-
terlegt und liegt nach diesem
Datum während eines Zeit-
raums von 120 Tagen zur Un-
terzeichnung durch alle Mit-
gliedstaaten des Abkommens
von 1952 auf. Es bedarf der Ra-
tifikation oder Annahme durch
die Unterzeichnerstaaten.

2. Jeder Staat, der dieses Ab-
kommen nicht unterzeichnet
hat, kann ihm beitreten.

3. Ratifikation, Annahme oder
Beitritt werden durch die Hin-
terlegung einer entsprechenden
Urkunde beim Generaldirektor
bewirkt.

Artikel IX

1. Dieses Abkommen tritt
drei Monate nach Hinterlegung
von zwölf Ratifikation«-, An-
nahme- oder Beitrittsurkunden
in Kraft.

2. Danach tritt dieses Abkom-
men für jeden Staat drei Mo-
nate nach Hinterlegung seiner
Ratifikations-, Annahme- oder
Beitrittsurkunde in Kraft.

3. Für einen Staat, der dem
Abkommen von 1952 nicht an-
gehört, gilt der Beitritt zu die-
sem Abkommen zugleich als

179
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Beitritt zu dem Abkommen von
1952; hinterlegt jedoch ein Staat
seine Beitrittsurkunde vor In-
krafttreten dieses Abkommens,
so kann er seinen Beitritt zu
dem Abkommen von 1952 von
dem Inkrafttreten dieses Ab-
kommens abhängig machen.
Nach dem Inkrafttreten dieses
Abkommens kann kein Staat
nur dem Abkommen von 1952
beitreten.

4. Die Beziehungen zwischen
den Staaten, die diesem Abkom-
men, und den Staaten, die nur
dem Abkommen von 1952 an-
gehören, richten sich nach dem
Abkommen von 1952. Jedoch
kann jeder Staat, der nur dem
Abkommen von 1952 angehört,
durch eine beim Generaldirek-
tor hinterlegte Notifikation er-
klären, daß er die Anwendung
des Abkommens von 1971 auf
Werke seiner Staatsangehörigen
oder auf Werke, die zum ersten-
mal in seinem Hoheitsgebiet
veröffentlicht worden sind,
durch alle Staaten, die diesem
Abkommen angehören, zuläßt.

Artikel X

1. Jeder Vertragsstaat ver-
pflichtet sich, gemäß seiner Ver-
fassung die notwendigen Maß-
nahmen zu ergreifen, um die
Anwendung dieses Abkommens
zu gewährleisten.

2. Es besteht Einverständnis
darüber, daß jeder Staat in dem
Zeitpunkt, in dem dieses Ab-
kommen für ihn in Kraft tritt,
nach seinen innerstaatlichen
Rechtsvorschriften in der Lage
sein muß, den Bestimmungen
dieses Abkommens Wirkung zu
verleihen.

Artikel XI

1. Es wird ein Ausschuß von
Regierungsvertretern gebildet,
dem folgende Aufgaben ob-
liegen:

a) Prüfung von Fragen, die
sich auf die Anwendung und
Ausführung des Welturheber-
rechtsabkommens beziehen;
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b) Vorbereitung periodischer
Revisionen dieses Abkommens;

c) Prüfung aller anderen den
zwischenstaatlichen Urheber-
rechtsschutz betreffenden Fra-
gen in Zusammenarbeit mit den
verschiedenen interessierten
zwischenstaatlichen Organisa-
tionen, insbesondere mit der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur, mit dem In-
ternationalen Verband zum
Schutz von Werken der Li-
teratur und Kunst und mit der
Organisation der Amerikani-
schen Staaten;

d) Unterrichtung der Staaten,
die dem Welturheberrechtsab-
kommen angehören, über seine
Tätigkeit.

2. Der Ausschuß besteht aus
Vertretern von achtzehn Staa-
ten, die diesem Abkommen oder
nur dem Abkommen von 1952
angehören.

3. Der Ausschuß wird unter
gebührender Beachtung eines an-
gemessenen Ausgleichs der natio-
nalen Interessen auf der Grund-
lage der geographischen Lage,
der Bevölkerung, der Sprachen
und des Entwicklungsstadiums
ausgewählt.

4. Der Generaldirektor der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur, der General-
direktor der Weltorganisation
für geistiges Eigentum und der
Generalsekretär der Organisa-
tion der Amerikanischen Staa-
ten oder ihre Vertreter können
an den Sitzungen des Ausschus-
ses als Berater teilnehmen.

Artikel XII

Der Ausschuß der Regierungs-
vertreter beruft eine Revisions-
konfererez ein, wenn er es für
notwendig erachtet oder wenn
mindestens zehn Staaten, die
diesem Abkommen angehören,
es verlangen.

Artikel XIII

1. Jeder Vertragsstaat kann bei
der Hinterlegung seiner Rati-
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fikations-, Annahme- oder Bei-
trittsurkunde oder später durch
eine an den Generaldirektor ge-
richtete Notifikation erklären,
daß dieses Abkommen auf alle
oder einzelne der Länder oder
Gebiete anwendbar ist, deren
auswärtige Beziehungen er
wahrnimmt. Das Abkommen ist
sodann auf die in der Notifika-
tion bezeichneten Länder oder
Gebiete nach Ablauf der in Arti-
kel IX vorgesehenen Frist von
drei Monaten anzuwenden.
Mangels einer solchen Notifika-
tion ist dieses Abkommen auf
diese Länder und Gebiete nicht
anwendbar.

2. Dieser Artikel darf jedoch
nicht dahin ausgelegt werden,
daß er für einen Vertragsstaat
die Anerkennung oder still-
schweigende Hinnahme der tat-
sächlichen Lage eines Landes
oder Gebiets in sich schließt, auf
das dieses Abkommen durch
einen anderen Vertragsstaat auf
Grund dieses Artikels anwend-
bar gemacht wird.

Artikel XIV

1. Jeder Vertragsstaat kann
dieses Abkommen im eigenen
Namen oder im Namen aller
oder einzelner der Länder oder
Gebiete kündigen, für die er
eine Notifikation gemäß Arti-
kel XIII abgegeben hat. Die
Kündigung erfolgt durch eine
an den Generaldirektor gerich-
tete Notifikation. Diese Kündi-
gung gilt auch als Kündigung
des Abkommens von 1952.

2. Die Kündigung hat nur für
den Staat oder für das Land
oder Gebiet Wirkung, in dessen
Namen sie abgegeben wird; sie
wird erst zwölf Monate nach
dem Tag des Eingangs der Noti-
fikation wirksam.

Artikel XV

Jede Streitigkeit zwischen
zwei oder mehr Vertragsstaaten
über die Auslegung oder An-
wendung dieses Abkommens, die
nicht auf dem Verhandlungs-
weg beigelegt wird, ist dem
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Internationalen Gerichtshof zur
Entscheidung vorzulegen, sofern
die beteiligten Staaten keine
andere Regelung vereinbaren.

Artikel XVI

1. Dieses Abkommen wird in
englischer, französischer und
spanischer Sprache abgefaßt. Die
drei Texte sind zu unterzeich-
nen und sind gleichermaßen ver-
bindlich.

2. Amtliche Texte werden vom
Generaldirektor nach Konsultie-
rung der beteiligten Regierun-
gen in arabischer, deutscher,
italienischer und portugiesischer
Sprache hergestellt.

3. Jeder Vertragsstaat oder
jede Gruppe von Vertragsstaa-
ten ist berechtigt, im Einverneh-
men mit dem Generaldirektor
und durch ihn andere Texte in
der Sprache ihrer Wahl herstel-
len zu lassen.

4. Alle diese Texte werden
dem unterzeichneten Text dieses
Abkommens beigefügt.

Artikel XVII

1. Dieses Abkommen berührt
in keiner Weise die Bestimmun-
gen der Berner Übereinkunft
zum Schutz von Werken der
Literatur und Kunst noch die
Mitgliedschaft in dem durch
diese Übereinkunft geschaffenen
Verband.

2. Zur Ausführung des Ab-
satzes 1 wird diesem Artikel
eine Erklärung beigefügt. Diese
Erklärung ist ein integrierender
Bestandteil dieses Abkommens
für die am 1. Januar 1951 durch
die Berner Übereinkunft gebun-
denen und für die ihr später
beigetretenen oder beitretenden
Staaten. Die Unterzeichnung
dieses Abkommens durch solche
Staaten gilt auch als Unterzeich-
nung der Erklärung; die Ratifi-
kation oder Annahme dieses Ab-
kommens oder der Beitritt hier-
zu durch solche Staaten gilt auch
als Ratifikation oder Annahme
dieser Erklärung oder Beitritt zu
ihr.
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Artikel XVIII

Dieses Abkommen läßt die
mehrseitigen oder zweiseitigen
Verträge oder Vereinbarungen
über das Urheberrecht unbe-
rührt, die ausschließlich zwischen
zwei oder mehr amerikanischen
Republiken in Kraft sind oder in
Kraft treten werden. Weichen
die Bestimmungen solcher bereits
bestehenden Verträge oder Ver-
einbarungen von den Bestim-
mungen dieses Abkommens ab
oder weichen die Bestimmungen
dieses Abkommens von den Be-
stimmungen eines neuen Ver-
trags oder einer neuen Verein-
barung ab, die nach dem Inkraft-
treten dieses Abkommens zwi-
schen zwei oder mehr amerika-
nischen Republiken geschlossen
werden, so hat der zuletzt ge-
schlossene Vertrag oder die zu-
letzt geschlossene Vereinbarung
unter den Mitgliedstaaten des
Vertrags oder der Vereinbarung
den Vorrang. Unberührt blei-
ben die Rechte an einem Werk,
die in einem diesem Abkommen
angehörenden Staat aufgrund
bestehender Verträge oder Ver-
einbarungen erworben worden
sind, bevor dieses Abkommen
für diesen Staat in Kraft ge-
treten ist.

Artikel XIX

Dieses Abkommen läßt die
mehrseitigen oder zweiseitigen
Verträge oder Vereinbarungen
über das Urheberrecht unbe-
rührt, die zwischen zwei oder
mehr diesem Abkommen ange-
hörenden Staaten in Kraft sind.
Weichen die Bestimmungen eines
solchen Vertrags oder einer sol-
chen Vereinbarung von den Be-
stimmungen dieses Abkommens
ab, so haben die Bestimmungen
dieses Abkommens den Vorrang.
Unberührt bleiben die Rechte
an einem Werk, die in einem
diesem Abkommen angehören-
den Staat aufgrund bestehender
Verträge oder Vereinbarungen
erworben worden sind, bevor
dieses Abkommen für diesen
Staat in Kraft getreten ist. Die
Artikel XVII und XVIII dieses
Abkommens werden durch
diesen Artikel in keiner Weise
berührt.
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Artikel XX

Vorbeihalte zu diesem Abkom-
men sind nicht zulässig.

Artikel XXI

1. Der Generaldirektor über-
mittelt gehörig beglaubigte Ab-
schriften dieses Abkommens
den interessierten Staaten und
zum Zweck der Registrierung
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen.

2. Er unterrichtet außerdem
alle interessierten Staaten über
die Hinterlegung der Ratifika-
tions-, Annahme- und Beitritts-
urkunden, über den Tag des In-
krafttretens dieses Abkommens,
über die aufgrund dieses Ab-
kommens abgegebenen Notifika-
tionen und über die Kündigun-
gen gemäß Artikel XIV.

Zusatzerklärung
zu Artikel XVII

Die Mitgliedstaaten des Inter-
nationalen Verbandes zum
Schutz von Werken der Litera-
tur und Kunst (im folgenden als
„Berner Verband" bezeichnet),
die diesem Abkommen ange-
hören,

in dem Wunsch, ihre gegen-
seitigen Beziehungen auf der
Grundlage dieses Verbandes
enger zu gestalten und jeden
Konflikt zu vermeiden, der sich
aus dem Nebeneinanderbestehen
der Berner Übereinkunft und
des Welturheberrechtsabkom-
mens ergeben könnte,

in Anerkennung des zeitweili-
gen Bedürfnisses einiger Staaten,
den Umfang des Urheberrechts-
schutzes dem Stand ihrer kul-
turellen, sozialen und wirtschaft-
lichen Entwicklung anzupassen,

haben in allseitiger Überein-
stimmung folgende Erklärung
angenommen:

a) Vorbehaltlich des Buch-
staben b werden Werke, die als
Ursprungsland im Sinn der Ber-
ner Übereinkunft ein Land
haben, das nach dem 1. Januar
1951 aus dem Berner Verband
ausgetreten ist, in den Ländern
des Berner Verbandes nicht
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durch das Welturheberrechtsab-
kommen geschützt.

b) Für einen Vertragsstaat,
der nach der bestehenden Übung
der Generalversammlung der
Vereinten Nationen als Entwick-
lungsland angesehen wird und
der bei seinem Austritt aus dem
Berner Verband beim General-
direktor der Organisation der
Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur
eine Notifikation hinterlegt hat,
daß er sich als Entwicklungsland
betrachtet, ist Buchstabe a nicht
anwendbar, solange dieser Staat
die in diesem Abkommen vor-
gesehenen Ausnahmen gemäß
Artikel Vbis in Anspruch neh-
men kann.

c) Das Welturheberrechtsab-
kommen ist in den Beziehungen
zwischen den Ländern des Ber-
ner Verbandes auf den Schutz
der Werke nicht anwendbar, die
als Ursprungsland im Sinn der
Berner Übereinkunft ein Land
des Berner Verbandes haben.

Entschließung zu Artikel XI

Die Revisionskonferenz für
das Welturheberrechtsalbkom-
men

nach Erwägung der Fragen,
die den Ausschuß der Regie-
rungsvertreter betreffen, der in
Artikel XI dieses Abkommens,
dem diese Entschließung beige-
fügt wird, vorgesehen ist

beschließt folgendes:

1. Der Ausschuß besteht am
Anfang aus Vertretern der zwölf
Staaten, die Mitglieder des nach
Artikel XI des Abkommens von
1952 und der ihm beigefügten
Entschließung gebildeten Aus-
schusses der Regierungsvertreter
sind und außerdem aus Vertre-
tern der folgenden Staaten: Al-
gerien, Australien, Japan, Jugo-
slawien, Mexiko und Senegal.
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2. Di« Staaten, die dem Ab-
kommen von 1952 nicht ange-
hören und diesem Abkommen
nicht vor der ersten ordent-
lichen Sitzung des Ausschusses
nach Inkrafttreten dieses Ab-
kommens beigetreten sind, wer-
den durch andere Staaten er-
setzt, die der Ausschuß in seiner
ersten ordentlichen Sitzung ge-
mäß Artikel XI Absatz 2 und 3
bestimmt.

3. Mit dem Inkrafttreten
dieses Abkommens gilt der in
Absatz 1 vorgesehene Ausschuß
als gemäß Artikel XI dieses Ab-
kommens gebildet.

4. Innerhalb eines Jahres seit
Inkrafttreten dieses Abkom-
mens hält der Ausschuß seine
erste Sitzung ab; danach tritt er
mindestens alle zwei Jahre ein-
mal zu einer ordentlichen Sit-
zung zusammen.

5. Der Ausschuß wählt einen
Präsidenten und zwei Vizeprä-
sidenten. Er gibt sich seine Ge-
schäftsordnung nach den folgen-
den Grundsätzen:

a) Die gewöhnliche Dauer des
Mandats der Ausschußmitglie-
der beträgt sechs Jahre; alle zwei
Jahre wird der Ausschuß zu
einem Drittel erneuert, wobei
jedoch Einverständnis darüber
besteht, daß von den ersten
Mandaten ein Drittel am Ende
der zweiten ordentlichen, Sit-
zung des Ausschusses nach dem
Inkrafttreten dieses Abkom-
mens, ein weiteres Drittel am
Ende der dritten ordentlichen
Sitzung und das verbleibende
Drittel am Ende der vierten
ordentlichen Sitzung erlischt.

b) Die Regeln für das Verfah-
ren, nach dem der Ausschuß
neue Mitglieder beruft, die
Reihenfolge, in der die Mandate
erlöschen, die Regeln für die
Wiederwahl und das Wahlver-
fahren sollen sowohl einen Aus-
gleich zwischen der notwendi-
gen Kontinuität der Mitglied-
schaft und dem erforderlichen
Wechsel in der Vertretung an-
streben als auch den in Arti-
kel XI Absatz 3 erwähnten Ge-
sichtspunkten Rechnung tragen.
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Wünscht, die Organisation der
Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur
möge das Sekretariat des Aus-
schusses stellen.

ZU URKUND DESSEN
haben die Unterzeichneten nach.
Hinterlegung ihrer Vollmachten
dieses Abkommen unterschrie-
ben.

GESCHEHEN zu Paris am
24. Juli 1971 in einer einzigen
Ausfertigung.

ZUSATZPROTOKOLL 1

zum Welturheberrechtsabkom-
men in der am 24. Juli 1971 in
Paris revidierten Fassung über
die Anwendung dieses Abkom-
mens auf Werke von Staaten-

losen und Flüchtlingen

Die diesem Protokoll ange-
hörenden Staaten, die zugleich
Vertragsstaaten des am 24. Juli
1971 in Paris revidierten Welt-
urheberrechtsabkommens (im
folgenden als „Abkommen von
1971" bezeichnet) sind,

haben folgendes vereinbart:

1. Staatenlose und Flüchtlinge,
die ihren gewöhnlichen Aufent-
halt in einem Vertragsstaat
haben, werden für die Anwen-
dung des Abkommens von 1971
den Angehörigen dieses Staates-
gleichgestellt.

2. a) Dieses Protokoll ist zu
unterzeichnen, bedarf der Rati-
fikation oder Annahme durch
die Unterzeichnerstaaten und
steht zum Beitritt offen; Arti-
kel VIII des Abkommens von
1971 ist zu beachten.

b) Dieses Protokoll tritt für
jeden Staat am Tag der Hinter-
legung seiner Ratifikations-, An-
nahme- oder Beitrittsurkunde
oder an dem Tag in Kraft, an-
dern das Abkommen von 1971
für diesen Staat in Kraft tritt,
sofern dieser Tag später liegt.

c) Für einen Staat, der dem.
Zusatzprotokoll 1 zum Abkom-
men von 1952 nicht angehört,
gilt das genannte Zusatzproto-
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koll mit Inkrafttreten dieses
Protokolls für diesen Staat als
in Kraft getreten.

ZU URKUND DESSEN
haben die hierzu gehörig bevoll-
mächtigten Unterzeichneten
dieses Protokoll unterschrieben.

GESCHEHEN zu Paris am
24. Juli 1971 in einer einzigen
Ausfertigung in englischer,
französischer und spanischer
Sprache, wobei jeder Text glei-
chermaßen verbindlich ist; diese
Ausfertigung wird beim General-
direktor der Organisation der
Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur
hinterlegt. Der Generaldirektor
übermittelt beglaubigte Ab-
schriften den Unterzeichner-
staaten und zum Zweck der
Registrierung dem General-
sekretär der Vereinten Natio-
nen.

ZUSATZPROTOKOLL 2

Zum Welturheberrechtsabkom-
men in der am 24. Juli 1971 in
Paris revidierten Fassung über
die Anwendung dieses Abkom-
mens auf Werke bestimmter
internationaler Organisationen

Die diesem Protokoll ange-
hörenden Staaten, die zugleich
Vertragsstaaten des am 24. Juli
1971 in Paris revidierten Welt-
urheberrechtsabkommens (im
folgenden als „Abkommen von
1971" bezeichnet) sind,

haben folgendes vereinbart:

1. a) Der in Artikel II Absatz 1
des Abkommens von 1971 vor-
gesehene Schutz wird Werken
gewährt, die zum erstenmal
durch die Organisation der Ver-
einten Nationen, durch die mit
ihr verbundenen Sonderorgani-
sationen oder durch die Or-
ganisation der Amerikanischen
Staaten veröffentlicht worden
sind.

b) Ebenso ist Artikel II Ab-
satz 2 des Abkommens von
1971 zugunsten dieser Organi-
sationen anzuwenden.
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2. a) Dieses Protokoll ist zu
unterzeichnen, bedarf der Ra-
tifikation oder Annahme durch
die Unterzeichnerstaaten und
steht zum Beitritt offen; Arti-
kel VIII des Abkommens von
1971 ist zu beachten.

b) Dieses Protokoll tritt für
jeden Staat am Tag der Hinter-
legung seiner Ratifikations-,
Annahme- oder Beitritts-
urkunde oder an dem Tag in
Kraft, an dem das Abkommen
von 1971 für diesen Staat in
Kraft tritt, sofern dieser Tag
später liegt.

ZU URKUND DESSEN haben
die hierzu gehörig bevollmäch-
tigten Unterzeichneten dieses
Protokoll unterschrieben.

GESCHEHEN zu Paris am
24. Juli 1971 in einer einzigen
Ausfertigung in englischer, fran-
zösischer und spanischer Sprache,
wobei jeder Text gleichermaßen
verbindlich ist; diese Ausferti-
gung wird beim Generaldirek-
tor der Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur hinter-
legt. Der Generaldirektor über-
mittelt beglaubigte Abschriften
den Unterzeichnerstaaten und
zum Zweck der Registrierung
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Beitrittsur-
kunde wurde am 14. Mai 1982 beim Generaldirektor der UNESCO hinterlegt; das Abkommen tritt gemäß
seinem Art. IX Abs. 2 für Österreich am 14. August 1982 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der UNESCO haben ratifiziert bzw. sind beigetreten:
— dem Abkommen:
Algerien, Australien, Bahamas, Bangladesh, Brasilien, Bulgarien, Bundesrepublik Deutschland (ein-

schließlich Berlin-West), Costa Rica, Dänemark, Deutsche Demokratische Republik, El Salvador, Frank-
reich, Guinea, Heiliger Stuhl, Italien, Japan, Jugoslawien, Kamerun, Kenia, Kolumbien, Marokko,
Mexiko, Monaco, Norwegen, Panama, Polen, Portugal, Schweden, Senegal, Spanien, Tschechoslowakei,
Tunesien, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland (einschließlich Britische
Jungfern-Inseln, Gibraltar, Grenada, Hongkong, Insel Man, St. Helena, St. Lucia, St. Vincent und Sey-
chellen) und Vereinigte Staaten von Amerika (einschließlich Guam, Panamakanalzone, Porto Rico und
Jungferninseln);

— das Zusatzprotokoll 1:
Australien, Bangladesh, Brasilien, Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, El Salvador, Frankreich,

Guinea, Heiliger Stuhl, Italien, Japan, Kenia, Marokko, Monaco, Norwegen, Polen, Schweden, Senegal,
Spanien, Tunesien, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland und Vereinigte Staaten
von Amerika;

— das Zusatzprotokoll 2:
Australien, Bangladesh, Brasilien, Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, El Salvador, Frankreich,

Guinea, Heiliger Stuhl, Italien, Japan, Kenia, Marokko, Monaco, Norwegen, Polen, Schweden, Senegal,
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Spanien, Tschechoslowakei, Tunesien, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordir-
land und Vereinigte. Staaten von Amerika.

Folgende Staaten haben Erklärungen gemäß Art. Vbis Abs. 1 des Abkommens, die sich auf alle der in
den Art. Vter und Vquater vorgesehenen Ausnahmen beziehen, abgegeben:

Algerien, Bangladesh, Mexiko und Tunesien.
Kreisky

2 9 4 .
Der Nationalrat hat beschlossen:

(1) Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(2) Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen zu erfül-
len.

(Obersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
ZUM SCHUTZ DER HER-
STELLER VON TONTRÄ-
GERN GEGEN DIE UNER-
LAUBTE VERVIELFÄLTI-
GUNG IHRER TONTRÄ-

GER

Die Vertragsstaaten
— in Sorge über die weit-

verbreitete und zunehmende un-
erlaubte Vervielfältigung von
Tonträgern und über den Scha-
den, der dadurch den Interessen
der Urheber, ausübenden Künst-
ler und Hersteller von Ton-
trägern zugefügt wird,

in der Überzeugung, daß der
Schutz der Hersteller von Ton-
trägern gegen solche Handlun-
gen auch den ausübenden Künst-
lern und Urhebern zugute kom-
men wird, deren Darbietungen
und Werke auf diese Tonträger
aufgenommen worden sind,

in Anerkennung der wert-
vollen Arbeit, die die Organisa-
tion der Vereinten Nationen für
Erziehung, Wissenschaft und
Kultur und die Weltorganisation
für geistiges Eigentum auf die-
sem Gebiet geleistet haben,

in dem Bestreben, bereits in
Kraft befindliche internationale
Verträge in keiner Weise zu
beeinträchtigen und insbesondere
die weitere Annahme des Ab-
kommens von Rom vom 26. Ok-
tober 1961 *), das den ausüben-
den Künstlern und Sendeunter-

*)Kundgemacht in BGBl.Nr.413/1973
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nehmen ebenso wie den Herstel-
lern von Tonträgern Schutz
gewährt, in keiner Weise zu
behindern,

— haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Für die Zwecke dieses Über-
einkommens versteht man unter

a) „Tonträger" jede aus-
schließlich auf den Ton
beschränkte Festlegung
der Töne einer Darbie-
tung oder anderer Töne;

b) „Hersteller von Tonträ-
gern" die natürliche oder
juristische Person, die zum
ersten Mal die Töne einer
Darbietung oder andere
Töne festlegt;

c) „Vervielfältigungsstück"
einen Gegenstand, der
einem Tonträger unmittel-
bar oder mittelbar ent-
nommene Töne enthält
und der alle oder einen
wesentlichen Teil der in
dem Tonträger festgeleg-
ten Töne verkörpert;

d) „Verbreitung an die
Öffentlichkeit" jede Hand-
lung, durch die Verviel-
fältigungsstücke eines
Tonträgers der Allgemein-
heit oder einem Teil der
Allgemeinheit unmittelbar
oder mittelbar angeboten
werden.

Artikel 2
Jeder Vertragsstaat schützt die

Hersteller von Tonträgern, die
Angehörige anderer Vertrags-
staaten sind, gegen die Herstel-
lung von Vervielfältigungsstük-
ken ohne Zustimmung des Her-
stellers des Tonträgers und
gegen die Hinfuhr solcher Ver-
vielfältigungsstücke, sofern die
Herstellung oder die Einfuhr
zum Zweck der Verbreitung an
die Öffentlichkeit erfolgt, und
auch gegen die Verbreitung
solcher Vervielfältigungsstücke
an die Öffentlichkeit.

Artikel 3
Die Mittel zur Ausführung

dieses Übereinkommens sind
Sache der innerstaatlichen Ge-
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setzgebung jedes Vertragsstaats;
sie müssen eine oder mehrere der
folgenden Regelungen umfas-
sen: Schutz durch Gewährung
eines Urheberrechts oder eines
anderen besonderen Rechtes;
Schutz durch Rechtsvorschriften
über den unlauteren Wettbewerb;
Schutz durch Strafbestimmun-
gen.

Artikel 4

Die Dauer des Schutzes ist
Sache der innerstaatlichen Ge-
setzgebung jedes Vertragsstaats.
Sofern die innerstaatlichen
Rechtsvorschriften eine bestimm-
te Schutzdauer vorsehen, darf
sie jedoch nicht kürzer sein als
zwanzig Jahre seit Ende ent-
weder desjenigen Jahres, in dem
die Töne, die der Tonträger
verkörpert, zum ersten Mal fest-
gelegt worden sind, oder des-
jenigen Jahres, in dem der Ton-
träger zum ersten Mal ver-
öffentlicht worden ist.

Artikel 5

Fordert ein Vertragsstaat in
seinen innerstaatlichen Rechts-
vorschriften als Voraussetzung
für den Schutz der Hersteller
von Tonträgern die Erfüllung
von Förmlichkeiten, so sind
diese Erfordernisse als erfüllt
anzusehen, wenn alle erlaubten
Vervielfältigungsstücke des Ton-
trägers, die an die Öffentlichkeit
verbreitet werden, oder ihre
Umhüllungen einen Vermerk
tragen, der aus dem Kennzei-
chen in Verbindung mit der
Angabe des Jahres der ersten
Veröffentlichung besteht und in
einer Weise angebracht ist, die
klar erkennen läßt, daß der
Schutz beansprucht wird; lassen
die Vervielfältigungsstücke oder
ihre Umhüllungen den Her-
steller, seinen Rechtsnachfolger
oder den Inhaber einer aus-
schließlichen Lizenz nicht (durch
den Namen, die Marke oder
eine andere geeignete Bezeich-
nung) erkennen, so muß der
Vermerk außerdem den Namen
des Herstellers, seines Rechts-
nachfolgers oder des Inhabers
der ausschließlichen Lizenz ent-
halten.
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Artikel 6

Jeder Vertragsstaat, der den
Schutz durch ein Urheberrecht
oder ein anderes besonderes
Recht oder durch Strafbestim-
mungen gewährt, kann in seinen
innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften den Schutz der Her-
steller von Tonträgern gleich-
artigen Beschränkungen unter-
werfen, wie sie für den Schutz
der Urheber von Werken der
Literatur und Kunst zulässig
sind. Jedoch darf eine Zwangs-
lizenz nur vorgesehen werden,
wenn alle folgenden Bedingun-
gen erfüllt sind:

a) die Vervielfältigung ist
ausschließlich für den Ge-
brauch im Unterricht oder
in der wissenschaftlichen
Forschung bestimmt;

b) die Lizenz ist nur für die
Vervielfältigung im Ho-
heitsgebiet des Vertrags-
staats, dessen zuständige
Behörde die Lizenz er-
teilt hat, gültig und er-
streckt sich nicht auf die
Ausfuhr von Vervielfälti-
gungsstücken;

c) die Vervielfältigung auf-
grund der Lizenz begrün-
det einen Anspruch auf
eine angemessene Ver-
gütung, die von der zu-
ständigen Behörde unter
anderem unter Berücksich-
tigung der Anzahl der-
jenigen Vervielfältigungs-
stücke festgesetzt wird,
die unter der Lizenz her-
gestellt werden sollen.

Artikel 7

(1) Dieses Übereinkommen
darf in keiner Weise als Be-
schränkung oder Beeinträchti-
gung des Schutzes ausgelegt
werden, der den Urhebern, aus-
übenden Künstlern, Herstellern
von Tonträgern oder Sende-
unternehmen durch innerstaat-
liche Rechtsvorschriften oder
durch internationale Verträge
gewährt wird.

(2) Es ist Sache der inner-
staatlichen Gesetzgebung jedes
Vertragsstaats, den Umfang des
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Schutzes zu bestimmen, der den
ausübenden Künstlern, deren
Darbietungen auf einem Ton-
träger festgelegt sind, gegebenen-
falls gewährt wird, sowie die
Bedingungen, zu denen sie einen
solchen Schutz genießen.

(3) Kein Vertragsstaat ist ver-
pflichtet, die Bestimmungen die-
ses Übereinkommens auf Ton-
träger anzuwenden, die vor dem
Zeitpunkt festgelegt worden
sind, in dem dieses Überein-
kommen für den betreffenden
Staat in Kraft tritt.

(4) Jeder Vertragsstaat, des-
sen innerstaatliche Rechtsvor-
schriften am 29. Oktober 1971
den Herstellern von Tonträgern
einen ausschließlich auf dem
Merkmal des Ortes der ersten
Festlegung beruhenden Schutz
gewähren, kann durch eine beim
Generaldirektor der Weltorgani-
sation für geistiges Eigentum
hinterlegte Notifikation erklären,
daß er dieses Merkmal anstelle
des Merkmals der Staatsange-
hörigkeit des Herstellers an-
wenden wird.

Artikel 8

(1) Das Internationale Büro
der Weltorganisation für geisti-
ges Eigentum sammelt und ver-
öffentlicht Informationen über
den Schutz von Tonträgern.
Jeder Vertragsstaat teilt dem
Internationalen Büro so bald wie
möglich alle neuen Gesetze und
anderen amtlichen Texte auf
diesem Gebiet mit.

(2) Das Internationale Büro
erteilt jedem Vertragsstaat auf
Verlangen Auskünfte über Fra-
gen, die dieses Übereinkommen
betreffen; es unternimmt Unter-
suchungen und leistet Dienste
zur Erleichterung des in diesem
Übereinkommen vorgesehenen
Schutzes.

(3) Das Internationale Büro
nimmt die in den Absätzen (1)
und (2) bezeichneten Aufgaben,
soweit es sich um Fragen han-
delt, die den Zuständigkeitsbe-
reich der Organisation der Ver-
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einten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur oder
der Internationalen Arbeitsorga-
nisation berühren, in Zusammen-
arbeit mit der jeweils betroffenen
Organisation wahr.

Artikel 9

(1) Dieses Übereinkommen.
wird beim Generalsekretär der'
Vereinten Nationen hinterlegt.
Es liegt bis 30. April 1972 für
jeden Staat zur Unterzeichnung
auf, der Mitglied der Vereinten
Nationen, einer der mit den Ver-
einten Nationen verbundenen
SpezialOrganisationen oder der
Internationalen Atomenergie-
Organisation ist oder das Statut
des Internationalen Gerichtshofs
angenommen hat.

(2) Dieses Übereinkommen-
bedarf der Ratifikation oder
Annahme durch die Unterzeich-
nerstaaten. Es steht jedem der in
Absatz (1) bezeichneten Staaten
zum Beitritt offen.

(3) Die Ratifikations-, Annah-
me- oder Beitrittsurkunden wer-
den beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt.

(4) Es besteht Einverständ-
nis darüber, daß jeder Staat in
dem Zeitpunkt, in dem er durch
dieses Übereinkommen gebun-
den wird, nach seinen inner-
staatlichen Rechtsvorschriften in
der Lage sein muß, den Bestim-
mungen dieses Übereinkommens
Wirkung zu verleihen.

Artikel 10

Vorbehalte zu diesem Über-
einkommen sind nicht zulässig.

Artikel 11

(1) Dieses Übereinkommen
tritt drei Monate nach Hinter-
legung der fünften Ratifikations-,
Annahme- oder Beitrittsurkunde
in Kraft.

(2) Für jeden Staat, der dieses
Übereinkommen nach Hinter-
legung der fünften Ratifikations-,
Annahme- oder Beitrittsurkunde
ratifiziert, annimmt oder ihm
beitritt, tritt das Übereinkom-
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men drei Monate nach dem
Zeitpunkt in Kraft, in dem der
Generaldirektor der Weltorgani-
sation für geistiges Eigentum
die Staaten gemäß Artikel 13
Absatz (4) über die Hinterlegung
der Urkunde dieses Staates unter-
richtet.

(3) Jeder Staat kann bei der
Ratifikation, der Annahme oder
dem Beitritt oder zu jedem
späteren Zeitpunkt durch eine
an den Generalsekretär der Ver-
einten Nationen gerichtete Noti-
fikation erklären, daß dieses
Übereinkommen auf alle oder
einzelne der Gebiete anwendbar
ist, für deren auswärtige Be-
ziehungen er verantwortlich ist.
Diese Notifikation wird drei
Monate nach ihrem Eingang
wirksam.

(4) Absatz (3) darf jedoch
keinesfalls dahin ausgelegt wer-
den, daß er für einen Vertrags-
staat die Anerkennung oder
stillschweigende Hinnahme der
tatsächlichen Lage eines Gebiets
in sich schließt, auf das dieses
Übereinkommen durch einen
anderen Vertragsstaat aufgrund
von Absatz (3) anwendbar ge-
macht wird.

Artikel 12

(1) Jeder Vertragsstaat kann
dieses Übereinkommen durch
eine an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen gerichtete
schriftliche Notifikation im eige-
nen Namen oder im Namen
einzelner oder aller der in Arti-
kel 11 Absatz (3) bezeichneten
Gebiete kündigen.

(2) Die Kündigung wird
zwölf Monate nach dem Tag
wirksam, an dem die Notifika-
tion beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen eingegangen
ist.

Artikel 13

(1) Dieses Übereinkommen
wird in einer einzigen Aus-
fertigung in englischer, franzö-
sischer, russischer und spani-
scher Sprache unterzeichnet; die
vier Texte sind gleichermaßen
verbindlich.
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(2) Amtliche Texte werden
vom Generaldirektor der Welt-
organisation für geistiges Eigen-
tum nach Konsultierung der
beteiligten Regierungen in
arabischer, deutscher, italieni-
scher, niederländischer und por-
tugiesischer Sprache hergestellt.

(3) Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen notifiziert
dem Generaldirektor der Welt-
organisation für geistiges Eigen-
tum, dem Generaldirektor der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur sowie dem
Generaldirektor des Internatio-
nalen Arbeitsamts

a) die Unterzeichnungen die-
ses Übereinkommens,

b) die Hinterlegung von Rati-
fikations-, Annahme- oder
Beitrittsurkunden,

c) den Tag des Inkrafttretens
dieses Übereinkommens,

d) jede Erklärung, die gemäß
Artikel 11 Absatz (3)
notifiziert worden ist, und

e) den Eingang der Notifika-
tionen von Kündigungen.

(4) Der Generaldirektor der
Weltorganisation für geistiges
Eigentum unterrichtet die in
Artikel 9 Absatz (1) bezeichneten
Staaten über die Notifikationen,
die bei ihm gemäß Absatz (3)
eingegangen sind, und über
alle gemäß Artikel 7 Absatz (4)
abgegebenen Erklärungen. Er
notifiziert diese Erklärungen
auch dem Generaldirektor der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur sowie dem
Generaldirektor des Internatio-
nalen Arbeitsamts.

(5) Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen übermittelt
den in Artikel 9 Absatz (1) be-
zeichneten Staaten zwei be-
glaubigte Abschriften dieses
Übereinkommens.

ZU URKUND DESSEN ha-
ben die hierzu gehörig bevoll-
mächtigten Unterzeichneten die-
ses Übereinkommen unterschrie-
ben.

GESCHEHEN zu Genf am
29. Oktober 1971.
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Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 6. Mai 1982 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; das Überein-
kommen tritt gemäß seinem Art. 11 Abs. 2 für Österreich am 21. August 1982 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten die-
ses Übereinkommen ratifiziert bzw. sind ihm beigetreten:

Ägypten, Argentinien, Australien, Brasilien, Bundesrepublik Deutschland (einschließlich Berlin-West),
Chile, Costa Rica, Dänemark, Ecuador, El Salvador, Fidschi, Finnland, Frankreich, Guatemala, Heiliger
Stuhl, Indien, Israel, Italien, Japan, Kenia, Luxemburg, Mexiko, Monaco, Neuseeland, Norwegen,
Panama, Paraguay, Schweden, Spanien, Ungarn, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordir-
land (einschließlich Bermuda, Britische Jungferninseln, Cayman-Inseln, Gibraltar, Hongkong, Montserrat,
St. Lucia, Seychellen und Insel Man), Vereinigte Staaten von Amerika und Zaire.

Erklärungen gemäß Art. 7 Abs. 4 des Übereinkommens haben abgegeben:

Finnland, Italien und Schweden.

Kreisky
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